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ZUSATZKOLLEKTIVVERTRAG über die Verrechnung von Kilometergeld für Personenkraftwagen 

 

abgeschlossen zwischen dem Fachverband der industriellen Hersteller von Produkten aus Papier 

und Karton in Österreich einerseits und dem Österreichischen Gewerkschaftsbund, Gewerkschaft 

der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier andererseits. 

 

Geschlechtsspezifische Bezeichnungen beziehen sich auf beide Geschlechter, soweit sich nicht 

ausdrücklich aus einer Bestimmung anderes ergibt. 

 

 

§ 1 Geltungsbereich 

Der Kollektivvertrag gilt: 

(1) räumlich:  für alle Bundesländer der Republik Österreich; 

 

(2) fachlich:  für alle Mitgliedsbetriebe des Fachverbandes der industriellen Hersteller 

 von Produkten aus Papier und Karton in Österreich 

 

(3) persönlich:  für alle jene dem Angestelltengesetz unterliegenden Dienstnehmer auf 

 welche der Rahmenkollektivvertrag für Angestellte in der industriellen 

 Herstellung von Produkten aus Papier und Karton anzuwenden ist 

 

 

§ 2 Kilometergeld 

(1) Wird einem Angestellten die Verrechnung einer Aufwandsentschädigung 

(Fahrtkostenentschädigung) für eine ihm freigestellte Verwendung seines Privat-Pkw für 

Dienstreisen im Sinne der Zusatzkollektivverträge für Inlandsdienstreisen genehmigt, richtet 

sich die Bezahlung dieser Aufwandsentschädigung nach den Bestimmungen dieses 

Kollektivvertrages. Ein derartiger Anspruch entsteht nur dann, wenn die Genehmigung zur 

Verrechnung einer Aufwandsentschädigung im Sinne dieses Kollektivvertrages vor Antritt 

der Dienstreise, tunlichst schriftlich, erteilt wird. Sofern in diesem Kollektivvertrag nichts 

anderes bestimmt ist, wird als Aufwandsentschädigung ein Kilometergeld gewährt. 

 

(2) Das Kilometergeld dient zur Abdeckung des durch die Haltung des Kraftfahrzeuges und die 

Benützung entstehenden Aufwandes. Über das Kilometergeld hinaus besteht keinerlei 

Anspruch gegen den Dienstgeber aus einer Benützung des Pkw im Sinne des Abs. 1. 

 

(3) Die Höhe des Kilometergeldes richtet sich nach nachstehender Tabelle: 

im Sinne des Abs. 1 gefahrene Kilometer im Kalenderjahr 

 

bis 15.000 km   € 0,420* 

darüber    € 0,398* 

 

Das niedrigere Kilometergeld im Sinne obiger Tabelle gebührt jeweils ab dem Überschreiten 

der angeführten Kilometergrenzen. 

                                                 
*
 Gültig ab 1. März 2011 



72 
Stand: 1. März 2016 

Wenn das innerbetriebliche Geschäftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, kann das 

Geschäftsjahr an Stelle des Kalenderjahres für die Berechnung des Kilometergeldes 

herangezogen werden. Darüber hinaus können innerbetrieblich auch andere 

Jahreszeiträume, zum Beispiel ab Eintritt des Angestellten, vereinbart werden. 

Wird ein Teil des Aufwandes direkt durch den Dienstgeber getragen (z. B. Treibstoff, 

Versicherung, Reparatur), ist das Kilometergeld entsprechend zu verringern. Bei der 

Verringerung ist auf einen von den Kraftfahrervereinigungen veröffentlichten 

Verteilungsschlüssel Rücksicht zu nehmen. 

 

(4) Diese Regelung gilt für Personenkraftwagen unter den zur Zeit des Abschlusses dieses 

Kollektivvertrages gegebenen technischen Voraussetzungen. Für Neukonstruktionen (zum 

Beispiel Kreiskolbenmotor) gilt dieser Kollektivvertrag nicht, bei Verwendung derartiger 

Wagentypen muss bei einer Fahrt gemäß Abs. 1 eine Vereinbarung über den 

Aufwandsersatz getroffen werden. Soweit für den Bundesdienst Regelungen vorhanden 

sind, sind diese mit den Einschränkungen dieses Kollektivvertrages, insbesondere des Abs. 3, 

sinngemäß anzuwenden. 

 

(5) Aus der Genehmigung der Verrechnung von Kilometergeld im Sinne des § 2 Abs. 1 kann 

kein dienstlicher Auftrag zur Verwendung des Pkw abgeleitet werden. Die 

Kilometergeldverrechnung im Sinne dieses Kollektivvertrages bedingt daher keinerlei 

Haftung des Dienstgebers für Schäden, die aus der Benützung des Pkw durch den 

Angestellten entstehen. 

 

 

§ 3 Rechnungslegung und Nachweis der Kilometergelder 

Die Abrechnung der Kilometergelder hat schriftlich in Form einer Aufzeichnung über die 

gefahrenen Kilometer zu erfolgen. Über Aufforderung des Dienstgebers hat der Angestellte diese 

Abrechnung entweder nach jeder Fahrt oder in bestimmten Zeitabständen (zum Beispiel Monat) 

zu erstellen. Über die gefahrenen Kilometer im Sinne des § 2 Abs. 1 ist ein Fahrtenbuch zu führen, 

das über Aufforderung, jedenfalls aber am Ende des Kalender- oder Geschäftsjahres bzw. beim 

Ausscheiden des Dienstnehmers vor Ablauf des Kalender- oder Geschäftsjahres zur Abrechnung 

zu übergeben ist. Die Führung eines Nachweises kann der Dienstgeber auch verlangen, wenn eine 

Pauschalregelung mit dem Angestellten vereinbart wurde. 

 

 

§ 4 Verfall der Ansprüche 

Der Angestellte hat die Rechnungslegung spätestens einen Monat nach dem Zeitpunkt der 

vereinbarten oder aufgetragenen Vorlage durchzuführen. Der Anspruch auf die Entschädigung im 

Sinne dieses Kollektivvertrages verfällt, wenn die Rechnungslegung nicht innerhalb von 2 Monaten 

nach der vereinbarten oder aufgetragenen Vorlage erfolgt. 
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§ 5 Sondervereinbarungen, Betriebsvereinbarungen, betriebliche Regelungen und 

Günstigkeitsklausel 

 

(1) Die Bestimmungen dieses Kollektivvertrages gelten nicht für Angestellte, die auf Grund ihrer 

Dienstverwendung mit Privat-Pkw reisen (zum Beispiel Vertreter), und mit denen eine 

andere Vereinbarung über den Aufwandsersatz getroffen wurde bzw. wird. 

 

(2) Bestehende Firmenregelungen bleiben in ihrem gesamten Umfang als Betriebsvereinbarung 

aufrecht und treten an Stelle dieses Kollektivvertrages, wenn binnen 2 Monaten nach 

Inkrafttreten dieses Kollektivvertrages die Firmenleitung und der Betriebsrat einvernehmlich 

die Weitergeltung der Regelung festlegen. Kommt keine Einigung zustande, gilt Abs. 3. 

Regelungen im Sinne dieses Absatzes haben schriftlich zu erfolgen. 

 

(3) Bestehende, für die Angestellten günstigere Vereinbarungen, Betriebsvereinbarungen und 

Regelungen bleiben aufrecht und können auch in Hinkunft abgeschlossen werden. Diese 

Günstigkeitsklausel ist so anzuwenden, dass nur die betriebliche Regelung als Ganzes auf 

ihre Günstigkeit geprüft wird, ein Herausgreifen einzelner Teile der einen oder anderen 

Regelung unter Berufung auf diese Günstigkeitsklausel ist nicht gestattet. 

 

Die betriebliche Regelung ist jedenfalls dann als günstiger anzusehen, wenn die Regelung 

nach Hubraum und Kilometergrenze für die Mehrzahl der mit Fahrten gemäß § 2 Abs. 1 

befassten Angestellten günstiger ist. 

 

 

§ 6 Schlichtungsverfahren 

Mit der Beilegung von Auslegungsstreitigkeiten über die Anwendung der Günstigkeitsklausel 

gemäß § 5 hat sich vor Anrufung des Einigungsamtes ein paritätisch aus je drei Vertretern der 

vertragschließenden Organisationen zusammengesetzter Ausschuss zu befassen, dessen 

Mitglieder tunlichst aus dem Kreis der an den Verhandlungen über diesen Kollektivvertrag 

Beteiligten zu entnehmen sind. 

 

 

§ 7 Geltungsbeginn und Geltungsdauer 

(1) Dieser Zusatzkollektivvertrag tritt ab 1. März 2016 in Kraft. 

 

(2) Der Zusatzkollektivvertrag kann von beiden vertragschließenden Parteien unter Einhaltung 

einer dreimonatigen Kündigungsfrist zu jedem Monatsletzten mittels eingeschriebenen 

Briefes gekündigt werden. 

 

(3) Während der Kündigungsfrist sollen Verhandlungen wegen Erneuerung bzw. Abänderung 

dieses Zusatzkollektivvertrages geführt werden. 
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Wien, am 1. März 2016 

 

 

FACHVERBAND DER INDUSTRIELLEN HERSTELLER VON PRODUKTEN AUS PAPIER UND 

KARTON IN ÖSTERREICH 

 

Obmann 

 

 

 

Komm.Rat Mag. Georg Dieter FISCHER 

Geschäftsführer 

 

 

 

Mag. Martin WIDERMANN 

 

 

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Gewerkschaft der Privatangestellten, Druck, Journalismus, Papier 

 

Vorsitzender 

 

 

 

Wolfgang KATZIAN 

Geschäftsbereichsleiter 

 

 

 

Alois BACHMEIER 

 

 

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

GEWERKSCHAFT DER PRIVATANGESTELLTEN, DRUCK, JOURNALISMUS, PAPIER 

Wirtschaftsbereich Druck, Kommunikation, Papierverarbeitung 

 

Wirtschaftsbereichsvorsitzender 

 

 

 

Michael RITZINGER 

Wirtschaftsbereichssekretär 

 

 

 

Christian SCHUSTER 

 

  


